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— Nr. 21. 


(Nr. 8138.) Geſetz über das Grundbuchweſen in dem Bezirke des Appellationsgerichts zu e e e 
Kaſſel, mit Ausſchluß des Amtsgerichtsbezirks von Vöhl. Vom 29. Mai 1873. 7823 O., doe. Er 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen 2. . Gem 


verordnen, unter Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtages Unſerer Monar⸗ e 
hie, für den Bezirk des Appellationsgerichts zu Kaſſel, mit Ausſchluß des Amts- Co bg dan ac ISy) 
gerichtsbezirks von Vöhl, was folgt: 7 


9. 1. 


Das Geſetz über den Eigenthumserwerb und die dingliche Belaſtung der 
Grundſtücke, Bergwerke und ſelbſtſtändigen Gerechtigkeiten vom 5. Mai 1872., 
mit Ausnahme des $. 72., die Grundbuchordnung vom 5. Mai 1872., mit 
Ausnahme der $$. 20. bis 22. 49. 73. 133. bis 140. und 143., ſowie das 
Geſetz, betreffend die Stempelabgaben von gewiſſen, bei dem Grundbuchamte an⸗ 
zubringenden Anträgen, vom 5. Mai 1872. werden mit nachſtehenden Beftim- 
mungen in dem Bezirk des Appellationsgerichts zu Kaſſel, mit Ausſchluß des 
Amtsgerichtsbezirks von Vöhl, eingeführt. 5 


F. 2. 


Die in den eingeführten Geſetzen in Bezug genommenen geſetzlichen 
Vorſchriften, welche in dem erwähnten Bezirk nicht gelten, bleiben e An⸗ 
wendung. 8 3 


Verträge, welche die Veräußerung oder Belaſtung von Grundſtücken, oder 
der ihnen gleichgeachteten Rechte und erechtſame im Gegenſtande haben, be 
dürfen zu ihrer Gültigkeit fortan nicht der Anzeige bei dem Gericht der belegenen 
Sache und der Beſtätigung des letzteren, begründen aber, wenn ſie in ſchrift⸗ 
licher Form geſchloſſen ſind, perſönliche Anſprüche, unbeſchadet der Anwendun 
des §. 10. des Geſetzes über den Eigenthumserwerb ꝛc. vom 5. Mai 1872. 15 
nicht ſchriftlich geſchloſſene Verträge. 
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Verträge über Grundgerechtigkeiten, ſowie — im Falle einer darauf gerichteten 
beſonderen Abrede — Mieth und Pachtverträge erhalten dingliche Wirkſamkeit 
nur durch Eintragung im Grundbuche. 


. 4. 


Nach dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes getroffene Verabredungen, durch 
welche zur Sicherung eines über Grundſtücke abgeſchloſſenen unwirkſamen Ver⸗ 
trages eine Reubuße feſtgeſtellt wird, ſind ungültig. 


l. 5. 


Im Zwangsverſteigerungs⸗ und im konkursmäßigen Verkaufsverfahren geht 
das Eigenthum durch den rechtskräftigen Zuſchlagsbeſcheid, jedoch erſt nach Zah⸗ 
lung oder Stundung des Zuſchlagspreiſes, auf den Erſteher über. 

Die Eintragung des Eigenthumsüberganges, ſowie die Löſchung der durch 
das Verfahren aufgehobenen Hypotheken und Grundſchulden erfolgt auf das 
Erſuchen des Verſteigerungsgerichts. 


$: 6. 


Werden ſtreitige Eigenthumsverhältniſſe durch Urtheil oder Vergleichs⸗ 
beſcheid im Prozeßwege feſtgeſtellt, oder wird Eigenthum im gerichtlichen Thei⸗ 
lungsverfahren zuerkannt, ſo erfolgt die Eintragung im Grundbuche unter Vor⸗ 
legung des rechtskräftigen Urtheils oder Beſcheides auf Antrag eines der Be— 
theiligten. 

$. 7. 


Eingetragene dingliche Rechte können weder durch Exſitzung eines entgegen⸗ 
ſtehenden Rechks, noch durch Verjährung aufgehoben werden. 

Die Klage auf rückſtändige Zinſen von eingetragenen Kapitalien verjährt 
in vier Jahren. Die Hufe e beginnt mit dem 31. Dezember desjenigen 
Jahres, in welchem die Zinſen fällig geworden ſind. 


. 8. 


Die Einrede des nicht gezahlten Geldes (vergl. Kurheſſ. Geſetz vom 20. De- 
zember 1840. $$. 3. und 4.), ſowie die Einrede der Vorausklage iſt gegen die 
hypothekariſche Klage unzuläſſig. 

RT 


Geſetzliche Hypotheken gewähren in Beziehung auf Grundſtücke und deren 
Zubehör, ſoweit ſolches nach F. 30. des Geſetzes über den Eigenthumserwerb vom 
5. Mai 1872. und nach F. 18. des gegenwärtigen Geſetzes den eingetragenen 
Gläubigern haftet, nur einen Anſpruch auf Eintragung einer Hypothek mit 
beſtimmter Summe. 

Ergreift die Hypothek das ganze Vermögen, ſo braucht der Eigenthümer 
die Eintragung nur auf einzelne, die Schuld genügend ſichernde Grundſtücke zu 
bewilligen. N 

$. 10. 


33 


Das geſetzliche Pfandrecht des Vermiethers an den eingebrachten Sachen 
des Miethers bleibt unberührt. 


. 


Kommt eine Einigung über den Betrag oder über das Spezialpfand nicht 
zu Stande, ſo erfolgt die Feſtſetzung durch den Prozeßrichter. Inzwiſchen iſt 
eine Vormerkung auf den höchſten vom Hypothekengläubiger geforderten Betrag 
und Pfandbereich einzutragen. a 

Die Summe und das Spezialpfand einer vormundſchaftlichen Sicherheits- 
ann fegt der Vormundſchaftsrichter feſt mit Ausſchluß des Rechtsweges. 

ie Feſtſetzung darf nicht auf eine höhere Summe erfolgen, als die Sicherung 
des in ſelbſtſtändiger Verwaltung des Vormundes befindlichen Vermögens es er- 
fordert. Bei Auswahl der Pfandobjekte ift auf die den Vormund am wenigſten 
beläſtigende Weiſe zu verfahren und von einer Eintragung ganz Abſtand zu 
nehmen, wenn der Vormund durch Hinterlegung von Werthpapieren oder in 
ſonſtiger Weiſe ausreichende Sicherheit leiſtet, oder wenn der Vater einen von 
ihm ernannten Vormund von Kautionsleiſtung entbunden hat. Die Eintragung, 
ſowie die Löſchung ſolcher vormundſchaftlichen Hypotheken erfolgt koſtenfrei auf 
Erſuchen des Vormundſchaftsrichters. Dieſe Beſtimmungen finden auf die ſon⸗ 
ſtigen Pflegebefohlenen ihren Kuratoren gegenüber, ſowie auf die minderjährigen 

inder dem zur Wiederverheirathung ſchreitenden Vater gegenüber entſprechende 
Anwendung. 


$. 12. 


Die Beſtellung einer Hypothek am ganzen Vermögen, ſowie die Beſtellung 
einer Hypothek an beweglichen Sachen, einſchließlich der Forderungen, iſt fortan 
unzuläſſig. 

5.13. 


Die bisher in gültiger Weiſe bewirkten vertragsmäßigen Verpfändungen 
eines ganzen Vermögens gewähren keinen Anſpruch auf Eintragung im Grund⸗ 
buche, behalten jedoch, ebenſo wie alle nicht eingetragenen, auf Grund des Ge— 
ſetzes oder letztwilliger Verordnung entſtandenen oder noch entſtehenden Pfand. 
rechte, bezüglich der nach bisherigem Rechte davon ergriffenen Grundſtücke, die 
Wirkung, daß ſie im Konkursverfahren des Schuldners an dem nach Befriedi⸗ 
gung der eingetragenen Gläubiger verbleibenden Ueberſchuß des Erlöſes der kon— 

rsmäßig verkauften Grundſtücke wie bisher geltend gemacht werden können. 


$. 14. 
Aus Privatteſtamenten oder aus Erbverträgen, welche gültig ohne öffent⸗ 


liche Urkunde errichtet ſind, können Eintragungen oder Löſchungen im Grund⸗ 

buche nur erfolgen, wenn entweder durch eine öffentliche Urkunde die Echtheit der 

Privaturkunde oder das Anerkenntniß des durch das Geſetz berufenen Erben 
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nachgewieſen iſt, oder eine Beſcheinigung des Nachlaßgerichts beigebracht wird, 
daß ſich nach erfolgter öffentlicher Ladung Niemand, der ein beſſeres Erbrecht in 
Anſpruch nimmt, gemeldet habe. 

Die Art der Bekanntmachung und die Friſt der öffentlichen Ladung hat 
das Nachlaßgericht nach Lage des Falles zu ermeſſen. 


$. 15. 


Die im Bear Zwangsvollſtreckungs-Verfahren verfügte Immiſſion 
in 5 egründet fortan nur einen Anſpruch auf Eintragung einer Hy⸗ 
pothek. 

Die Eintragung iſt von dem Prozeßrichter bei dem Grundbuchamte nach⸗ 
zuſuchen. 

§. 16. 


In dem Gebiet des vormaligen Kurfürſtenthums Heſſen werden in dem 
Zwangsverſteigerungs⸗Verfahren bei Unzulänglichkeit des Erlöſes neben dem Ka— 
pital und den laufenden Zinſen nur zweijährige Zinsrückſtände — vom letzten 
Fälligkeitstage vor der Inſolvenzanzeige oder der Verkaufserkennung an rückwärts 
gerechnet — berichtigt. 


$. 17. 


Das verpfändete Grundſtück haftet auch für die durch Geltendmachung 
der Hypothek oder Grundſchuld im Konkurs erwachſenen Koſten. 

Die nach $. 21. der Verordnung vom 30. Auguſt 1867. für die Feſtſtel. 
lung des Beſtandes und der Rangordnung einer Forderung im Konkurs den 
Rechtsanwälten und Kontradiktoren zugebilligten Gebühren werden für anzumel⸗ 
dende Hypotheken und Grundſchulden, ſofern bezüglich derſelben kein Streit ent⸗ 
ſteht, at ein Viertel herabgeſetzt. 

F. 18. 

Die dem Pächter zuwachſenden oder ihm gehörigen, auf dem Grundſtück 
noch vorhandenen Früchte haften nicht den an dem Grundſtück dinglich Berech⸗ 
tigten. 

8.819. 


Die hypothekariſche Klage erfordert nicht die Kündigung bei dem perſönlich 
fe Schuldner, ſofern die letztere dem Eigenthümer gegenüber er⸗ 
olgt iſt. 

§. 20. 


Die Schadenserſatzklage gegen die Grundbuchbeamten verjährt in drei Jah⸗ 
ren, nachdem der Beſchädigte von dem Daſein und dem Urheber des Schadens 
Kenntniß erhalten hat. f 

Sind ſeit dem Zeitpunkt der Beſchädigung dreißig Jahre verfloſſen, ſo 
kommt es auf den Zeitpunkt der erlangten Kenntniß nicht weiter an. 5 2 

. 
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F. 21. 


Die mit einem Richter beſetzten Amtsgerichte ſind die Grundbuchämter für 
die in ihrem Bezirk belegenen Grundſtücke. 

Bei den mit mehreren Richtern beſetzten Amtsgerichten bildet einer derſel— 
ben mit einem Buchführer und den erforderlichen Schreibern und Unterbeamten 
das Grundbuchamt. 

Die Amtsgerichte ſind zuſtändig für Aufnahme der Verträge, durch welche 
Grundſtücke veräußert oder belaſtet werden, auch wenn die Grundſtücke nicht im 
Bezirk des Amtsgerichts liegen. 

Die Thätigkeit der Gemeindebeamten im Hanauiſchen bei den Hypotheken; 

eſchäften hört für jedes Grundſtück auf, ſobald es in das neu anzulegende 
Grundbuch übertragen worden iſt. 

Die Beſtimmungen der $$. 52. 74. und 99. der Grundbuchordnung vom 
5. Mai 1872. kommen auf Familienfideikommiſſe nur inſoweit zur Anwendung, 
als dieſelben geſetzlich oder ſtiftungsmäßig einer Staatsbehörde bereits unterſtellt 
ſind, oder durch Beſchluß der Fideikommißbetheiligten dem Appellationsgerichte 
zu Kaſſel als Fideikommißbehörde unterſtellt werden. 


$. 22. 


Die in den General⸗Währſchafts⸗ und Hypothekenbüchern enthaltene Dar- 
ſtellung der Rechtsverhältniſſe des Grundeigenthums bildet die Grundlage für 
die neuen Grundbücher unter den nachſtehenden Beſtimmungen. 


§. 23. 


Mit dem 1. Juli 1874. erlangen die in den General: Währfchafts- und 
Hypothekenbüchern befindlichen Eintragungen, ſoweit ſie den letzten Eigenthums⸗ 
übergang oder ſoweit ſie die im §. 12. des Geſetzes über den Eigenthumserwerb ꝛc. 
vom 5. Mai 1872. gedachten dinglichen Rechte betreffen, die Bedeutung von 
Eintragungen, welche nach Maßgabe der im F. 1. eingeführten Geſetze bewirkt 
ſind, en; unbeſchadet der Beſtimmungen des $. 36. 


9. 24. 


Beſchränkungen des Verfügungsrechts des Eigenthümers, ſowie der Ein⸗ 
tragung bedürfende dingliche Rechte und diejenigen Hypotheken, welche nicht bis 
zum 1. Juli 1874. in die General⸗Währſchafts⸗ und Hypothekenbücher einge⸗ 
tragen ſind, behalten zwar dem zu dieſem Zeitpunkt eingetragenen Eigenthümer 
gegenüber ihre bisherige Wirkſamkeit, können jedoch gegen denſelben eine nach⸗ 
trägliche Eintragung im Grundbuche nur nach Maßgabe der Beſtimmungen 
dieſes Geſetzes erlangen und vermögen bei vorher eintretender Veräußerung des 
Grundſtücks dem neuen Erwerber, ſowie überhaupt den voreingetragenen ding⸗ 
575 Rechten, Hypotheken und Grundſchulden gegenüber keine Wirkung zu 
äußern. 

(Nr. 8138.) Des 
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Beſchränkungen und Belaſtungen des Eigenthums, welche auf einem 
Stammguts -, Familienfideikommiß⸗, Lehns⸗, Leihe⸗, Meier⸗, Erbpacht⸗ oder 
ſonſtigen gutsherrlichen Verbande beruhen, erlöſchen auch dem eingetragenen 
Eigenthümer gegenüber und können überhaupt, auch aus der Perſon der 
Rechtsurheber, nicht mehr geltend gemacht werden, wenn ſie nicht bis zum 
1. Juli 1874. in den General⸗Währſchafts⸗ und Hypothekenbüchern einge⸗ 
tragen ſind. 


$. 25. 


Die Uebertragung eines Grundſtücks aus dem General⸗Währſchafts⸗ und 
1 in das neu anzulegende Grundbuch ſoll erfolgen, ſobald das 
Grundſtück auf einen neuen Eigenthümer umzuſchreiben, oder eine neue Be; 
laſtung darauf einzutragen iſt, oder der Eigenthümer ſie beantragt, oder das 
Aae dn dieſelbe zur Klarſtellung der Grundbuchverhältniſſe dienlich 
erachtet. 


Dabei gelten für die Anlegung des neuen Grundbuchblattes oder Artikels 
die nachſtehenden Vorſchriften: 

1) Als . iſt derjenige einzutragen, der entweder als ſolcher im 
General⸗Währſchafts⸗ und Hypothekenbuche eingetragen ſteht, oder die 
Umſchreibung des dort zu Gunſten eines Dritten eingetragenen Eigen⸗ 
thums auf ſeinen Namen nach Maßgabe des Geſetzes über den Eigen⸗ 
thumserwerb vom 5. Mai 1872. beantragen kann. 

2) Die Eintragung ſetzt die Vorlegung eines mit dem General⸗Währſchafts⸗ 
und Spalte ne übereinſtimmenden Auszugs aus dem Steuerbuche, 

oder die Einwilligung des darin als Beſitzer des Grundſtücks Einge⸗ 
tragenen voraus. 
Bei neu vermeſſenen Gemarkungen iſt die Nachweiſung, daß die 
im Steuerbuchsauszuge nach neuerer Kartennummer verzeichneten Grund⸗ 
ſtücke mit dem im General⸗Währſchafts⸗ und Hypothekenbuche nach alter 
Bezeichnung eingetragenen übereinſtimmen, auf Grund der bei der Ver⸗ 
5 a ſtattgehabten ſteueramtlichen Ermittelungen von Amtswegen zu 
beſchaffen. 5 
Wenn eine ſolche Feſtſtellung unthunlich iſt, ſo kann eine Ein⸗ 
felgen nur nach vorgängigem Aufgebotsverfahren ($$. 31. bis 35.) 
erfolgen. 
Mit der Eintragung des Eigenthums ſind ſämmtliche im General⸗ 
Währſchafts⸗ und Hypothekenbuche unter dem Namen des letzten Eigen⸗ 
thümers noch eingetragenen, das Grundſtück betreffenden dinglichen 
Rechte, Hypotheken und ſonſtigen Rechtsverhältniſſe auf das neue Grund. 
buchblatt oder den neuen Artikel zu übertragen, jedoch mit Ausnahme 
der ges uc aufgehobenen Grundlaſten. 
etreffs der zu Gunſten der Pflegebefohlenen ſich vorfindenden 
allgemeinen Pfandeintragungen iſt deren vorherige Löſchung oder Be⸗ 
ſchränkung nach Vorſchrift des $. 11. dieſes Geſetzes bei dem Vormund⸗ 
ſchaftsrichter von Amtswegen zu veranlaſſen. 
Die 


— 
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Die übrigen allgemeinen Pfandeintra ungen ſind unbeſchadet des 
dem Eigenthümer nach dem Schlußſatze des N 42. zuſtehenden Anſpruchs 
auf deren Einſchränkung zunächſt unverändert aß ſämmtliche auf das 
neue Grundbuchblatt oder den neuen Artikel zu überſchreibende Grund» 
ſtücke einzutragen. 


4) Von der erfolgten Uebertragung eines Grundſtücks in das Grundbuch 
ſind ſämmtliche nach den vorhandenen Eintragungen Betheiligte in 
Kenntniß zu ſetzen. 


Koſten werden für die, in Anſchluß an das General-⸗Währſchafts⸗ und 
Hypothekenbuch ſtattfindende Anlegung eines neuen Grundbuchblattes 
oder Artikels nur ſoweit erhoben, als damit gleichzeitig Veränderungen 
in den Eigenthums- oder fonftigen Rechtsverhäaltniſſen eines Grundſtücks 
eingetragen werden, die als ſolche koſtenpflichtig ſind. 


5 


— 


$. 26. 


Die Vorſchriften der $$. 22. bis 25. gelten auch für die durch Allerhöchſten 
Erlaß vom 8. Juli 1867. zu General- Währfchafts- und Hypothekenbüchern er⸗ 
weiterten Bayeriſchen Hypothekenbücher, fo wie für die General» und Quartier⸗ 
bücher der Stadt Hanau. 


§. 27. 


Soweit in einzelnen vormals Kurheſſiſchen Gerichtsbezirken General⸗Währ⸗ 
ſchafts⸗ und Hypothekenbücher nicht eingeführt ſind, kommen die $$. 22. bis 25. 
in der Art zu entſprechender Anwendung, daß ſtatt jener die bei den Orts⸗ und 
Amtsgerichten geführten Kontrakten⸗ und Hypothekenbücher und die in denſelben 
bis zum 1. Juli 1874. bewirkten Eintragungen die Grundlage der neu anzu⸗ 
legenden Grundbücher unter nachſtehenden weiteren Beſtimmungen bilden: 


1) Wer im Steuerbuche als Eigenthümer eines Grundſtücks e e 
ſteht, oder wer in dem Falle, daß ein Dritter eingetragen ift, die Um. 
ſchreibung deſſen Eigenthums auf ſeinen Namen nach Maßgabe der 
im F. 1. eingeführten Geſetze würde beantragen können, ift erechtigt, 
die Eintragung als Eigenthümer im Grundbuche zu beantragen, ſofern 
er nachzuweiſen vermag, daß die ſteueramtliche Eintragung mit dem 
Inhalt der bei den Orts⸗ oder Amtsgerichten über die Eigenthums⸗ 
übergänge geführten Bücher übereinſtimmt, oder ſonſt in gerichtlichen 
Verkaufs⸗ oder Prozeßverhandlungen ſeine Grundlage findet. 


2) Mit dem Antrage auf Anlegung eines neuen Grundbuchblattes oder 
Artikels iſt ein vom Ortsgericht und, wo ein ſolches nicht beſteht, vom 
Amtsgericht aufgeſtellter, in allen Fällen von dem letzteren auf Grund 
der bei ihm geführten Bücher zu prüfender und zu vervollſtändigender 
Hypothekenſchein vorzulegen, welcher die Eigenthumsverhälkniſſe, die 
1 0 und alle ſonſtigen dinglichen Beziehungen des Grundſtücks 
angiebt. a 

(Nr, 8188.) Der 
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Der Antragſteller und, ſofern die Anlegung des Grundbuchblattes 
oder Artikels durch eine nach dem 30. Juni 1874. erfolgte freiwillige 
Veräußerung veranlaßt wird, der Veräußerer hat die Richtigkeit und 
Vollſtändigkeit dieſes Hypothekenſcheins an Eidesſtatt zu verſichern. 


3) Nach erfolgter Feſtſtellung der Rechtsverhältniſſe des Grundſtücks wird 
das Grundbuchblatt oder der Artikel nach Vorſchrift des $. 25. Nr. 3. 
bis 5. angelegt und gleichzeitig das Ortsgericht hiervon benachrichtigt, 
welches das Grundſtück in ſeinen Büchern abſchreibt. 


6. 28. 


Wer die in den General⸗Währſchafts⸗ und Hypothekenbüchern oder in den 
ſonſtigen in den $$. 26. 27. erwähnten gerichtlichen Büchern enthaltenen Ein⸗ 
tragungen, ſoweit ſie nach den vorſtehenden Paragraphen die Grundlage der 
neuen Gründbücher bilden, für unrichtig oder unvollftändig erachtet, hat deren 
Berichtigung oder eine entſprechende Vormerkung ſeiner Anſprüche in den ge⸗ 
dachten Büchern bis zum 1. Juli 1874. zu erwirken, widrigenfalls dieſelben ſpäter 
nur unter den nach Maßgabe der $$. 22. bis 27. eintretenden Rechtsnachtheilen 
geltend gemacht werden können. 

Solche Berichtigungen der älteren Bücher, einſchließlich der darüber bei 
dem Grundbuchamte gepflogenen Verhandlungen, ſind koſtenfrei. 

Die Erhebung einer auf Berichtigung gerichteten Klage begründet ohne 
Weiteres das Recht auf entſprechende Vormerkung. 


$. 29. 


Vom 1. Juli 1874. an dürfen Eintragungen in die General⸗Währſchafts. 
und Hypothekenbücher oder in die deren Stelle vertretenden älteren gerichtlichen 
Bücher nur noch ſoweit bewirkt werden, als ſie Vormerkungen zur Wahrung 

eltend gemachter Rechte oder Löſchungen und Veränderungen älterer vor dem 
. Juli 1874. eingetragener Hypotheken — mit Ausſchluß jedoch der im $. 43. 
vorgeſehenen Umwandelungen derſelben — zum Gegenſtande haben. 


$. 30. 


Soweit in den vormals Bayeriſchen Landestheilen ein Grundſtück in den 
dortigen Hypothekenbüchern nicht eingetragen iſt, kann der Eigenthümer, wenn 
er ſein Eigenthum nach dem bisherigen echte durch gerichtlichen oder notariel⸗ 
15 Erwerbsakt nachweiſt, auf Grund deſſen die Eintragung im Grundbuche ver⸗ 
angen. 


$. 31. 


Wenn bezüglich eines Grundſtücks die Vorausſetzungen der $$. 25. 26. 27. 
und 30. nicht vorliegen, ſo kann ein Grundbuchblatt oder Artikel für daſſelbe 
nur nach vorherigem Aufgebot nach Maßgabe der $$. 32. bis 35. angelegt 
werden. g 

$. 32. 
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$. 32. 


Der Beſitzer eines ſolchen Grundſtücks, welcher durch Urkunden, durch eine 
Beſcheinigung des Ortsvorſtandes, durch eidesſtattlich abgegebene Verſicherungen 
von Zeugen oder ſonſt glaubhaft macht, daß er allein oder unter Hinzurechnung 
der Beſitzeit feiner Rechtsvorgänger das Grundſtück ſeit mindeſtens zehn Jahren 
ununterbrochen im Eigenthumsbeſitz gehabt hat, kann alle diejenigen, welche ein 
Recht an dem Grundſtück zu haben vermeinen, öffentlich laden laſſen, unter der 
Androhung des Rechtsnachtheils: 


daß nach Ablauf der Friſt der Beſitzer als Eigenthümer in dem Grund⸗ 
buche eingetragen werden wird, und daß, wer die ihm obliegende Anmel- 
dung unterläßt, fein Recht gegen einen Dritten, welcher, im redlichen 
Glauben an die Richtigkeit des Grundbuchs, das Grundſtück erworben 
hat, nicht mehr geltend machen kann, und daß er ſein Vorzugsrecht ge⸗ 
genüber denjenigen, deren Rechte innerhalb der Ausſchlußfriſt ange 
meldet und demnächſt auch eingetragen ſind, verliert. 


Die Ladungsfriſt muß mindeſtens ſechs Wochen betragen. 


$. 33. 


Iſt das Grundſtück im Steuerbuche auf einen anderen Namen eingetragen 
oder ergeben ſich ſonſt Anhaltspunkte für die Berechtigung dritter Perſonen, ſo 
ſind dieſe von Amtswegen beſonders zu laden. 


§. 34. 


Werden von keiner Seite Anſprüche auf das Grundſtück erhoben oder die 
geltend gemachten von dem Antragſteller anerkannt, ſo erfolgt die beantragte Ein⸗ 
tragung des Eigenthums unter gleichzeitiger Eintragung der vom Antragſteller 
ſelbſt angemeldeten oder anerkannten dinglichen Rechte und Hypotheken. 


$. 35. 


Werden Anſprüche Dritter geltend gemacht, ſo iſt die Anlegung des Grund— 
buchblattes oder Artikels, ſofern das Eigenthum des Antragſtellers beſtritten iſt, 
bis zur rechtskräftigen Erledigung dieſes Streitpunktes auszuſetzen, bei einem 
Streit über dingliche Rechte und Hypotheken aber eine Vormerkung der ſtrei⸗ 
tigen Anſprüche zu bewirken. 

Für die Eintragung allgemeiner Pfandrechte kommen die Vorſchriften in 
§. 25. Nr. 3. zur Anwendung. 


$. 36. 


Die in dem Gebiete des vormaligen Kurfürſtenthums Heſſen auf Grund 
des Ausſchreibens des Finanzminiſteriums vom 12. April 1833. (Kurh. Geſetz⸗ 
Samml. S. 17.), ſowie der ſpäteren Anweiſungen über die Vermeſſungen bis 
zum 1. Juli 1874. feſtgeſtellten Flurkarten begründen die Vermuthung, daß 
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die darin verzeichneten Grenzen dem wirklichen Eigenthumsbeſtand der Grund⸗ 
ſtücke entſprechen. 

Bis zum 1. Januar 1877. bleibt den Betheiligten vorbehalten, einen ander⸗ 
weitigen Eigenthumsbeſtand nachzuweiſen und Berichtigung der Kartengrenzen 
im Wege der Klage gegen den nach der Karte berechtigten Eigenthümer zu er⸗ 
wirken, auch zur Wahrung der klagend geltend gemachten Anſprüche Vormer⸗ 
kung im Grundbuche zu beantragen. Nach Ablauf dieſer Friſt beſtimmen ſich die 
Grenzen der Grundſtücke, ſoweit nicht rechtzeitig erfolgte Anfechtungen im Grund⸗ 
buche vorgemerkt ſind, lediglich nach der Flurkarte und der ihr zu Grunde liegen⸗ 
den Vermeſſung. 


$. 37. 


Die vorſtehenden Beſtimmungen ($. 36.) gelten auch für die in dem Gebiete 
des vormaligen Kurfürſtenthums Heſſen aus der Zeit vor dem Ausſchreiben des 
Finanzminiſteriums vom 12. April 1833. herrührenden älteren, ſowie für die in 
den vormals Bayeriſchen Landestheilen bisher feſtgeſtellten Flurkarten, ſofern fie 
von der Bezirksregierung zur Beſtimmung der Grundſtücksgrenzen geeignet be⸗ 
funden werden. 

Das Appellationsgericht zu Kaſſel hat ſich diejenigen Gemarkungen, für 
welche ſolche Feldkarten vorhanden find, von der Bezirksregierung bezeichnen zu 
laſſen, und dieſelben bis zum 1. Juli 1874. öffentlich bekannt zu machen. 


$. 38. 


Vom 1. Juli 1874. an ſoll, ſobald eine neue ſteueramtliche Vermeſſung 
für eine einzelne Gemarkung vollendet iſt, dem Grundbuchamt hiervon unter 
Mittheilung einer Nachweiſung über die Bezeichnung, welche die neu kartirten 
Grundſtücke bisher in den gerichtlichen Büchern führen, Kenntniß gegeben wer- 
den. Das Grundbuchamt beſtimmt hierauf durch eine in der Gemeinde und 
durch das Amtsblatt zu veröffentlichende Verfügung eine Friſt von acht bis zwölf 
Wochen, innerhalb deren es den ya — freiſecht, die Ergebniſſe der Ver⸗ 
meſſung bezüglich der Grenzen und der Bezeichnung der neu kartirten Grund⸗ 
ſtücke in den gerichtlichen Büchern im Wege der Berichtigungsklage gegen den 
nach der Karte berechtigten Eigenthümer anzufechten, auch Vormerkung der gel⸗ 
tend e Anſprüche im Grundbuche zu verlangen. Nach Ablauf dieſer 
Friſt beſtimmen ſich die Grenzen der Grundſtücke, ſoweit nicht rechtzeitig erfolgte 
Anfechtungen durch Vormerkung im Grundbuche gewahrt ſind lediglich nach 
der Flurkarte und der ihr zu Grunde liegenden Vermeſſung. Jede ſolche Feſt⸗ 
ſtellung einer neuen Flurkarte iſt vom Grundbuchamte durch das Amtsblatt zu 
veröffentlichen. 


$. 39. 


Sofern auf Grund der Verordnungen vom 13. Mai und vom 2. Sep⸗ 
tember 1867. eine Theilung oder wirthſchaftliche Zuſammenlegung von Grund⸗ 
ſtücken ſtattgefunden hat oder noch ſtattfindet, bleibt der von der Generalkom⸗ 
miſſion beſtätigte Auseinanderſetzungsrezeß und die ihm zu Grunde liegende Karte 
für die Feſtſtellung der Grundſtücksgrenzen maßgebend. 1 

$. 40. 


Ce a = 


er 
$. 40. 


Eine Wiedereinſetzung gegen den Ablauf der in dieſem Geſetze beſtimmten 
oder nach demſelben richterlich zu beſtimmenden Friſten iſt unſtatthaft. 


$. 41. 


Die Vorſchriften der $$. 22. bis 28. 36. bis 40. und 49. find durch An⸗ 
ſchlag und ortsübliche Bekanntmachung in den Gemeinden, ſowie durch Abdruck 
im Amtsblatt wörtlich zu veröffentlichen. Die Veröffentlichung im Amtsblatt 
iſt bis zum Ablauf der in jenen A ee beſtimmten Friſt in angemeſſe⸗ 
nen, durch das Appellationsgericht zu Kaſſel feſtzuſtellenden Zwiſchenräumen zu 
wiederholen. 0 


$. 42. 


Die in Gemäßheit der $$. 25. 26. 27. aus den General⸗Währſchafts⸗ und 
Hypotheken- oder den ſonſtigen älteren gerichtlichen Büchern, ſowie im Falle der 
H. 31. bis 35. in Folge Anmeldung innerhalb der Ausſchlußfriſt in das Grund: 
buch übertragenen Hypotheken haben den Vorzug vor allen neu eingetragenen 
Hypotheken und Grundſchulden. 

Für die Rangordnung ſolcher älteren Hypotheken unter einander, für ihre 
ſonſtigen rechtlichen Beziehungen, ſowie für die ſie betreffenden Eintragungen und 
deren rechtliche Bedeutung bleibt das bisherige Recht in Kraft. Es ſollen jedoch 
fortan auf ſie, unbeſchadet ihrer rechtlichen Natur im Uebrigen, die Vorſchriften 
der $$. 30. 31. 41. bis 50. 52. Abſatz 1., $$. 53. 54. 56. 61. 62. 65. bis 67. 
des Geſetzes über den Eigenthumserwerb ꝛc. vom 5. Mai 1872., ſowie die 
Beſtimmungen in den $$. 14. bis 19. des gegenwärtigen Geſetzes Anwendung 
finden, auch dem Eigenthümer das Recht zuſtehen, die Einſchränkung allge⸗ 
meiner Pfandeintragungen auf eine beſtimmte Summe und auf einzelne den 
Anſpruch ſichernde Grundstücke dem eingetragenen Pfandgläubiger gegenüber zu 
beanſpruchen. 


F. 43. 


Eine ältere Hypothek kann durch Uebereinkunft des eingetragenen Eigen⸗ 
thümers und des eingetragenen Gläubigers, unter Beibehaltung ihrer bisherigen 
Stellung, zu der rechtlichen Bedeutung eines nach dem Geſetze über den Eigen⸗ 
thumserwerb x. vom 5. Mai 1872. begründeten Hppothekenrechts erhoben oder 
in eine Grundſchuld umgewandelt werden, ſofern der Beſtand und Rang der 
Hypothek von den übrigen bei Anlegung des Grundbuchblattes oder Artikels 
mitübertragenen Hypothekengläubigern anerkannt, oder gerichtlich gegen ſie feſt⸗ 
geſtellt iſt, oder denſelben der Vorrang vor der umzuwandelnden Sue ein⸗ 

eräumt wird. Eine derartige Umwandlung iſt im Grundbuche, Spalte „Ver⸗ 
änderungen“, einzutragen. 

Die Eintragung wird durch Rückgabe oder Kraftloserklärung der über die 
umzuwandelnde Hypothek aufgeſtellten Pfandverſchreibung bedingt, ſofern eine 
derartige Vorausſetzung für deren Löſchung beſteht. 

(Nr. 8138.) 43* Der 
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Der Gläubiger einer umgewandelten Hypothek erhält einen neuen Hypo⸗ 
theken⸗ oder Grundſchuldbrief. y 8 


$. 44. 


Der F. 29. des Geſetzes über den Eigenthumserwerb vom 5. Mai 1872. 
findet auf die nach Maßgabe deſſelben errichteten Hypotheken in der Weiſe An- 
wendung, daß deren Umwandlung in Grundſchulden nur den Antrag des Eigen 
thümers und Gläubigers vorausſetzt. 


§. 45. 
Die nach Maßgabe der Kurheſſiſchen Ablöſungsgeſetze — Geſetz vom 
3. Juni 1832. $$. 15. 54. und 55., Geſetz vom 31. März 1835. $. 8., Geſetz 
vom 2. April 1835., Geſetz vom 26. Auguſt 1848. §§. 17. und 20., Verord⸗ 
nung vom 20. November 1849., Geſetz vom 20. Juni 1850. — zur Ablöſung 
aufgehobener Grundzinſen, Zehnten, Dienſte, Triftabgaben und anderer Grund- 
laſten, ſowie der aufgehobenen Lehns., Meier- und ſonſtigen gutsherlichen Ver⸗ 
hältniſſe und der an deren Stelle getretenen Ablöſungs und Entſchädigungs⸗ 
kapitalien aus der Landeskreditkaſſe erborgten Darlehne behalten, auch ohne 
Eintragung in die Grundbücher, ihre bisherigen geſetzlichen Pfand- und Vor- 
zugsrechte an den ehemals pflichtigen Grundſtücken, ſollen jedoch, ſoweit ſie 
in den General⸗Währſchafts⸗ und Hypotheken-, ſowie ſonſtigen älteren gericht— 
lichen Büchern unter dem Titel des Eigenthümers der pflichtigen Grundſtücke 
eingetragen ſind, auch in die zweite Abtheilung des Grundbuchs übertragen 
werden. 
$. 46. 


Ablöſungsdarlehne der Landeskreditkaſſe find in dem Zwangsverſteigerungs⸗ 
und Konkursverfahren von der Anmeldung befreit; ſie gehen kraft des Geſetzes 
auf den Erſteher über. 

Auch bei freiwilligen Veräußerungen der für dieſelben verhafteten Grund⸗ 
ſtücke wird, ſofern das Gegentheil nicht ausdrücklich vereinbart iſt, angenommen, 
daß der Erwerber dieſelben ohne Anrechnung auf den Kaufpreis übernommen 


abe. 
5 $. 47. 


Soweit eine game Gemarkung oder mehrere vormals pflichtige Grundſtücke 
für ein an die Stelle abgelöſter Grundlaſten getretenes Ablöfungs- und Entſchä⸗ 
digungskapital oder für ein zu deſſen Abtragung erborgtes Darlehn ungetheilt 
haften, iſt der Eigenthümer jedes der mitverhafteten Grundſtücke berechtigt, gegen 
Abtragung des auf daſſelbe fallenden Antheils der Geſammtſchuld deſſen Frei⸗ 
gabe aus dem Pfandverband zu beanſpruchen. 

Die Feſtſtellung des Antheilsverhältniſſes des einzelnen Grundſtücks erfolgt 
im Falle eintretenden Streites durch die Generalkommiſſion, und ſoll dabei, 
ſofern ſich für die bisherigen Zins⸗ und Kapitalabtragungen herkömmlich ein be⸗ 
ſtimmter Vertheilungsmaßſtab gebildet hat, dieſer, andernfalls aber die Größe 
des auf die Grundſtücke veranlagten Steuerkapitals und hülfsweiſe das Ermeſſen 
der Generalkommiſſion maßgebend ſein. 9065 


— 
$. 48. 

Unter den Prozeßvorſchriften, welche nach den eingeführten Geſetzen An— 
wendung finden, ſind die Vorſchriften des in dem Bereich dieſes Geſetzes gelten⸗ 
den Prozeßrechts zu verſtehen. 

$. 49. 


Das in dem Kurheſſiſchen Geſetze vom 14. Juli 1853., „das Hypotheken- 
weſen 2c. betreffend“, vorgeſchriebene Verfahren findet entſprechende Anwendung 
auf alle nach Maßgabe der Beſtimmungen dieſes wo. um Zwecke der Be⸗ 
richtigung der Einträge und des Inhalts der Genera Währſchafts⸗ und ſonſti⸗ 
gen öffentlichen Bücher, ſowie der Flurkarten zu ſtellenden Anträge ($$. 28. 
36. 37. 38.), auf die Geltendmachung von Anſprüchen auf Eintragungen und 
Beſchränkungen von Hypotheken nach Maßgabe der $$. 9. 42., auf das Feſt⸗ 
ſtellungsverfahren des $. 43., ſowie auf das Aufgebotsverfahren, wo ein ſolches 
in dieſem oder den in F. 1. eingeführten Geſetzen vorgeſchrieben iſt. 

Wenn ſich auf einem Grundſtücke Beſchränkungen und Belaſtungen ein⸗ 

etragen finden, welche ein Lehn⸗, Fideikommiß⸗, Stammguts- oder ähnliches 
Verhalniß betreffen und aus der Zeit vor dem 1. Juli 1874. herrühren, ſo iſt 
der Eigenthümer, ohne daß es dieſerhalb einer weiteren Beſcheinigung bedarf, 
ebenfalls befugt, das Aufgebotsverfahren gegen alle diejenigen, welche aus jenen 
Verhältniſſen Auſprüche zu haben vermeinen, unter dem Rechtsnachtheil der Aus⸗ 
ſchließung behufs näherer Feſtſtellung oder Vervollſtändigung, beziehungsweiſe 
Löſchung des Eintrags, zu beantragen. 

Der Antrag auf Einleitung des Verfahrens, mit welchem, ſoweit ein öf⸗ 
fentliches Aufgebot erfolgt, gleichzeitig die Kraftloserklärung einer verloren ge⸗ 
gangenen Schuldurkunde verbunden werden kann, gehört vor das Grundbuch⸗ 
amt, unbeſchadet jedoch der Beſtimmungen in $. 2. Nr. 1. des Geſetzes vom 
15. März 1869., betreffend das Civilprozeßverfahren im Geltungsbereich der Ver⸗ 
ordnung vom 24. Juni 1867. 

$. 50. 


Der durch $. 24. der Verordnung vom 30. Auguſt 1867. außer Anwen- 
dung erklärte $. 8. des Geſetzes vom 11. Mai 1851. tritt auch für den Gel. 
tungsbereich der erſteren in Wirkſamkeit. 


6. 51. 


Mit bevorzugtem Pfandrecht vor den eingetragenen dinglich Berechti te 
und Pfandgläubigern haften auf jedem Grundſtücke, ohne des Eintrags im Gaui. 
buche zu bedürfen: 

1) die Koſten der Zwangsverſteigerung; 

2) die Rückſtände der zur Erfüllung der Deichpflicht erforderlichen Bei⸗ 

träge der zwei letzten Jahre 

3) die Rückſtände der auf dem Grundſtücke laſtenden, an die Staatskaſſe 

zu zahlenden direkten Abgaben und der an die betreffende Kaffe zu ent⸗ 
richtenden Ablöſungsrenten aus den zwei letzten Jahren; 
(Nr. 8138.) 4) die 
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4) die Rückſtände der auf dem Grundſtücke haftenden gemeinen Laſten aus 
den zwei letzten Jahren. 
$. 52. | 
Zu den gemeinen Laſten ($. 51. Nr. 4.) gehören namentlich alle nach 
Geſetz oder Verfaſſung auf dem Grundſtücke haftenden, aus dem Gemeinde-, 
Kreis⸗ und Provinzialverbande oder aus einem ſonſtigen Kommunalverbande, 
oder aus dem Kirchen-, Pfarr- und Schulverbande entſpringenden, oder an Kir⸗ 
chen, Pfarren und Schulen, oder an Kirchen- und Schulbediente zu entrichten⸗ 
den, oder aus der Verpflichtung zu öffentlichen Wege, Waſſer⸗, Deich⸗ und 
Uferbauten entſtandenen Abgaben und Leiftungen; ferner die Beiträge, welche 
an Meliorationsgenoſſenſchaften oder andere gemeinnützige, von der Staats⸗ 
behörde genehmigte Inſtitute, namentlich an Vereine behufs gemeinſchaftlicher 
Uebertragung der durch Brand, Hagelſchlag oder Viehſterben entſtandenen Schäden 
zu entrichten ſind. 8 83 | 
53. 


Im Konkurs ſind die an den Grundſtücken, Bergwerken und ſelbſtſtändi⸗ 
gen Gerechtigkeiten hypothekariſch oder ſonſt dinglich Berechtigten, ſoweit ſie ein⸗ 
getragen find, von dem anberaumten Haupt⸗Liquidationstermin, ſowie von den 
zum öffentlichen Verkauf des belaſteten Grundvermögens beſtimmten Terminen 
rechtzeitig beſonders zu benachrichtigen. 


$. 54. 


Die Beſtimmungen in den $$. 9. 11. 12. 13. 28. 36. bis 41. 49. 
und 53. dieſes Geſetzes treten mit deſſen Verkündung, alle übrigen am 1. Juli 
1874. in Kraft. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den 29. Mai 1873. 
(L. S.) Wilhelm. 


Gr. v. Roon. Fürſt v. Bismarck. Gr. zu Eulenburg. Leonhardt. 
Camphauſen. Falk. v. Kameke. Gr. v. Königsmarck. Achenbach. 


(Nr. 8139.) 
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(Nr. 8139.) Geſetz über das Grundbuchweſen in dem Bezirk des Juſtizſenats zu Ehren- AJA n san 
breitſtein. Vom 30. Mai 1873. 8 
Sp Hie D- 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen N. 2 4. . 


verordnen, unter Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtages Unſerer Monarchie, u... 77 


für den Bezirk des Juſtizſenats zu Ehrenbreitſtein, was folgt: , 2 


$. 12 En te. Jin et Serj = 
Das Geſetz über den Eigenthumserwerb und die dingliche Belaſtung der zer dei Buy 
Grundſtücke, Bergwerke und ſelbſtſtändigen Gerechtigkeiten vom 5. Mai 1872., ; 
mit Ausſchluß des F. 72., die Grundbuchordnung vom 5. Mai 1872., mit Aus⸗ = 7873 
ſchluß der § . 28. 49. 73. 133. bis 140. und §. 143., und das Geſetz, betref-. . „ a 
fend die Stempelabgaben von gewiſſen, bei dem Grundbuchamt anzubringenden 2 
Anträgen, vom 5. Mai 1872. werden mit nachſtehenden Beſtimmungen in dem +9" m u, 
Bezirk des Juſtizſenats zu Ehrenbreitſtein eingeführt. a 2.7407 A 


K $. 2. See, S 
Die Bearbeitung der Grundbuchſachen geht auf die Kreisgerichte nach Vor⸗ . 
ſchrift der Grundbuchordnung vom 5. Mai 1872. über. VV 
„ 


§. 3. (E29 ae, 72 
Im Zwangsverſteigerungs⸗Verfahren geht das Eigenthum mit der Verkün⸗ 
dung des Zuſchlagbeſcheides auf den Erſteher über. 
Auf Erſuchen des Verſteigerungsrichters wird ein Vermerk in das Grund⸗ 
buch eingetragen: 
daß die Zwangsverſteigerung verfügt worden iſt. 
Die Rechtswirkung dieſes Vermerks beſteht darin, daß ſpätere Eintragun⸗ 
gen dem Antragſteller der Zwangsverſteigerung und den bis dahin eingetragenen 
Gläubigern unnachtheilig ſind. 
$. 4. 


Der Verſteigerungsrichter hat von Amtswegen bei dem Grundbuchamt die 
Eintragung des Eigenthumsüberganges auf den Erſteher, die Löſchung des Ver⸗ 
merks ($. 3.) und der nicht auf den Erſteher übergehenden dinglichen Anſprüche, 
ſowie die Eintragung der rückſtändigen Kaufgelder nachzuſuchen. 


$. 5. 

Wo partikuläre Gütergemeinſchaft gilt, iſt auch das Miteigenthum der Ehe⸗ 
frau an den während der Ehe errungenen Grundſtücken auf den alleinigen An- 
trag des Ehemannes einzutragen. 

$. 6. 


Eingetragene dingliche Rechte können weder durch Erſitzung eines entgegen⸗ 
ſtehenden Rechts, noch durch Verjährung aufgehoben werden. Bei der Beſtim⸗ 
(Nr. 8139.) mung 
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mung des F. 2. Nr. 5. des Geſetzes vom 6. Juli 1845. über Einführung kür⸗ 
zerer Verjährungsfriſten behält es das Bewenden. 


$ 7. 
Die dem Pächter zuwachſenden oder ihm gehörigen, auf dem Grundſtück 
noch vorhandenen Früchte haften nicht den am Grundſtück dinglich Berechtigten. 


$. 8. 


Die Beweiskraft von Schuldbekenntniſſen über ein Darlehn oder einen 
Brautſchatz hängt nicht von dem Ablauf einer Zeit ab, wenn auf Grund der 
Urkunde eine Hypothek eingetragen iſt. 


F. 9. 


Die Schadenserſatzklage gegen die Grundbuchbeamten verjährt in drei 
Jahren, nachdem der Beſchädigte von dem Daſein und dem Urheber des Scha— 
dens Kenntniß erhalten hat. 

Sind ſeit dem Zeitpunkt der Beſchädigung dreißig Jahre verfloſſen, ſo 
kommt es auf den Zeitpunkt der erlangten Kenntniß nicht weiter an. 


$. 10. 


Wenn der Schuldner im Beſitz der Schuldurkunde ift, dürfen Löſchungen 
im Grundbuch auch auf Grund einer jeden Quittung und Löſchungsbewilligung 
des Gläubigers erfolgen, deſſen Unterſchrift durch einen Bürgermeiſter oder Orts- 
vorſteher unter Beidrückung des Amtsſiegels beglaubigt iſt. 


. 11. 


An die Stelle des $. 29. des Geſetzes über den Eigenthumserwerb u. ſ. w. 
vom 5. Mai 1872. tritt folgende Beſtimmung: 


Eine Hypothek kann auf Antrag des Eigenthümers und des Gläubigers 
in eine Grundſchuld umgewandelt werden, wenn diejenigen in der zweiten und 
dritten Abtheilung gleich- und nacheingetragenen Berechtigten einwilligen, welche 
bis zu dem im F. 42. dieſes Geſetzes bezeichneten Tage eingetragen oder vor- 
gemerkt ſind. 0 

$. 12. 


Hinſichtlich des Verfahrens bei dem öffentlichen Aufgebot ſoll in dem Falle 
des §. 103. der Grundbuchordnung vom 5. Mai 1872. nach $$. 110. bis 114. 
Titel 51. Theil I. der Allgemeinen Gerichtsordnung und des Anhangs $. 383., 
in dem Falle des $. 105. im erſten Abſatz der Grundbuchordnung nach $$. 101. 
102. 103 b. bis 106. Titel 51. Theil I. der Allgemeinen Gerichtsordnung und 
in dem Falle des §. 110. der Grundbuchordnung nach $$. 116. bis 118. Titel 51. 
Theil I. der Allgemeinen Gerichtsordnung und des Anhangs $. 384. unter 
e ai der näheren Beſtimmungen der Grundbuchordnung verfahren 
werden. 
$. 13. 


ee 


* 
§. 13. 


Aus Privatteſtamenten oder aus Erbverträgen, welche gültig ohne öffent⸗ 
liche Urkunde errichtet ſind, können Eintragungen oder Löſchungen im Grundbuche 
nur erfolgen, wenn entweder durch eine öffentliche Urkunde die Echtheit der Pri⸗ 
vaturkunde oder das Anerkenntniß des durch das Geſetz berufenen Erben nach⸗ 
gewieſen iſt, oder eine Beſcheinigung des Nachlaßgerichts beigebracht wird, daß 
ſich nach erfolgter öffentlicher Ladung Niemand, der ein beſſeres Erbrecht in 
Anſpruch nimmt, gemeldet habe. 

Die Art der Bekanntmachung und die Friſt der öffentlichen Ladung hat 
das Nachlaßgericht nach Lage des Falles zu ermeſſen. 


$. 14. 


Die in den Grund- und Gebäude⸗Steuerbüchern bezeichneten Eigenthümer 
der einzelnen Grundſtücke werden von Amtswegen behufs Anlegung des Grund— 
buchs von dem Grundbuchamte vorgeladen. 


$. 15. 


Jeder Eigenthümer eines Grundſtücks, deſſen Eintragung in das Grundbuch 
erfolgen ſoll, iſt verpflichtet: 
1) feinen unmittelbaren Rechtsvorgänger zu nennen; 8 
2) den Rechtsgrund anzugeben, vermöge deſſen das Eigenthum auf ihn 
übergegangen iſt; 
3) die ſich darauf beziehenden Urkunden oder andere Beweisſtücke vorzulegen 
4) alle auf dem Grundſtück haftenden 7 aulen des Eigenthums, 
Eigenthumsvorbehalte, dingliche Rechte und Hypotheken anzuzeigen, auch 
auf Verlangen des Grundbuchamts einen Auszug aus dem Grund. und 
Gebäude⸗Steuerbuche mit der Beſcheinigung vorzulegen, daß ſeit der 
letzten Berichtigung deſſelben keine Beſitzveraͤnderungen bekannt gewor⸗ 
den ſind. 8. 16 


Das Grundbuchamt kann die Befolgung der Ladung ($. 14.) und die 
Abgabe der Erklärung ($. 15.) unter Androhung von Geldſtrafen bis zu funfzig 
Thalern erzwingen. 9 17 


Zur Eintragung des Vorgeladenen als Eigenthümer genügt es: 


1) wenn derſelbe das Grundſtück in einem gerichtlichen Zwangsverfahren 

a erſtanden oder ein Ausſchlnhekentuiß einen hat 1 
Jeder Beſitzer, welcher durch eine Beſcheinigung der Ortsbehörde 
nachweiſt, daß er das Grundſtück eigenthümlich beſitzt, oder welcher den 
Erwerb des Grundſtücks durch eine unverdächtige Urkunde beſcheinigt, 
iſt berechtigt, auf Erlaß des Aufgebots nach Maßgabe des Artikels XV 

Nr. 2. 3. und 6. des Geſetzes vom 3. Februar 1864. anzutragen; 
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2) wenn er durch Urkunden, Atteſte der Schöffengerichte oder der Ortsbe⸗ 
hörden, durch eidesſtattlich abgegebene Verſicherungen von Zeugen oder 
ſonſt glaubhaft macht, daß er allein oder unter Hinzurechnung der Be 
fißzeit feiner Rechtsvorgänger das Grundſtück ſeit 10 Jahren ununter⸗ 
brochen im Eigenthumsbeſitz gehabt hat. 


$. 18. 


Der in den Grund- und Gebäude-Steuerbüchern nicht eingetragene Beſitzer 
iſt unter der Vorausſetzung des §. 17. Nr. 2. zur Eintragung in das Grund⸗ 
buch berechtigt, wenn der in den Gebäude- und Grundſteuerbüchern verzeichnete 
Beſitzer gerichtlich oder notariell ſeine Zuſtimmung hierzu ertheilt, oder wenn 
gegen den letzteren von dem erſteren ein Erkenntniß erwirkt wird. 


$. 19. 

Die Eintragung des nach $$. 17. und 18. berechtigten Beſitzers als Eigen⸗ 
thümers iſt nach Ablauf des in $. 32, beſtimmten Zeitpunkts zu bewirken, wenn 
nicht bei dem Grundbuchamt entgegenſtehende Anſprüche angemeldet ſind. Iſt 
letzteres geſchehen, ſo kommt $. 40. zur Anwendung. 


$. 20. 


Wer vor dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes unter dem Vorbehalt des Eigen- 
thums verkauft hat, behält das Recht, bei Nichtzahlung des Kaufpreiſes das 
Eigenthum des Grundſtücks entweder mit Einwilligung des Käufers oder auf 
Grund rechtskräftiger Verurtheilung deſſelben in das Grundbuch für ſich ein- 
tragen zu laſſen. g 

$. 21. 


Die Grundbücher für Bergwerke mit unbeweglichen Antheilen (Kuxen) 
werden nach Formular III. der Grundbuchordnung vom 5. Mai 1872., die 
Grundbücher für die Hütten in der Grafſchaft Sayn-Altenkirchen nach dem dieſem 
Geſetz beigefügten Formular eingerichtet. 

Bei der Eintragung des verliehenen Bergwerkseigenthums mit unbeweglichen 
Antheilen und der vorgedachten Hüttenwerke ſind außerdem die nachfolgenden 
Beſtimmungen zu beachten. u 

$. 22. 


Jede Gewerkſchaft hat die Verpflichtung: 


1) ihr Bergwerkeigenthum (das generelle Eigenthum) unter Einreichung einer 
genauen Beſchreibung deſſelben nachzuweiſen; 

2) die Grundſtücke, welche als Pertinenzien zu dem Bergwerk gehören, nach 
dem Grund» und Gebäude⸗Steuerbuche zu bezeichnen und darüber einen 
Auszug aus demſelben vorzulegen; 

3) die Urkunden, wodurch nach $. 68. des Geſetzes über den Eigenthums— 
erwerb vom 5. Mai 1872. die unmittelbare Erwerbung des Bergwerks— 

eigen⸗ 
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eigenthums vollzogen wird, nebſt einem Atteſt des Oberbergamts, daß 
das Bergwerk oder einzelne Feldestheile deſſelben dem Beliehenen nach 
$$. 160. und 162. des Berggeſetzes vom 24. Juni 1865. nicht wiederum 
entzogen ſind, einzureichen. | 

Dieſelbe Verpflichtung hat der Alleineigenthümer eines Bergwerks. 


§. 23. 


In Ermangelung einer Verleihungsurkunde genügt zur Eintragung des 
generellen Eigenthums, inſofern daſſelbe an dem Tage, an welchem dieſes Geſetz 
in Kraft tritt, bereits erworben war, ein Atteſt des Oberbergamts über die recht— 
liche Exiſtenz deſſelben f 

Bei der Feſtſtellung des Eigenthums an dem Zubehör und der darauf 
haftenden dinglichen Rechte und Hypotheken kommen die $$. 15. bis 19. 34. 
bis 38. zur Anwendung. 

§. 24. 

Bei den gewerkſchaftlichen Bergwerken mit unbeweglichen Antheilen 
(Kuxen) findet die Eintragung derſelben, unter Berückſichtigung des F. 228. 
des Berggeſetzes vom 24. Juni 1865. nach derjenigen Eintheilung ſtatt, nach 
welcher die Bergwerke bisher ohne Nüdficht auf die ſonſt geſetzlich hergebrachte 
Anzahl der Kuze rechtmäßig beſeſſen worden find. 

Daſſelbe gilt von den Hüttenwerken der Grafſchaft Sayn⸗Altenkirchen. 


§. 25. 
Jeder Beſitzer eines unbeweglichen Antheils (Kuxes) an einem Bergwerk 
oder eines Hüttentags an den in F. 24. gedachten Hütten iſt verpflichtet: 

1) die Größe ſeines Antheils anzuzeigen; 

2) feinen unmittelbaren Rechtsvorgänger zu nennen; 

3) den Rechtsgrund anzugeben, vermöge deſſen das Eigenthum auf ihn über- 
gegangen iſt;; 

4) die ſich darauf beziehenden Urkunden oder andere Beweisſtücke vor- 
zulegen; 

5) alle auf demſelben haftenden Beſchränkungen des Eigenthums, Eigen 
thumsvorbehalte, dingliche Rechte und Hypotheken anzuzeigen. en 8 


$. 26. 


Zur Eintragung des ſich meldenden Beſitzers eines Antheils als Eigenthü— 
mers genügt es: 5 


1) wenn derſelbe die vor dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes erfolgte Auf: 
nahme in die Gewerkſchaft, oder auch nur die Ausübung von Theil- 
nehmungsrechten durch eidesſtattlich abgegebene Verſicherungen von Zeugen, 

(Nr. 8189.) 44” durch 


— 292 — 


durch Zeugniſſe öffentlicher Behörden oder durch beglaubigte oder unver⸗ 


dächtige Privaturkunden glaubhaft macht; 

2) wenn derſelbe in gleicher Art glaubhaft macht, daß er vor dem Tage, 
an welchem dieſes Geſetz in Kraft tritt, das Eigenthum aus einem zur 
Erlangung deſſelben an ſich geſchickten, wenn auch in der Form man⸗ 
gelhaften Titel erworben hat. 

Sollte der hierdurch geführte Nachweis mangelhaft ſein, ſo kann 
nach richterlichem Ermeſſen die Eintragung des Eigenthums gegen die 
von dem Beſitzer abgegebene Verſicherung an Eidesſtatt, daß ihm kein 
gleich oder näher Berechtigter bekannt ſei, erfolgen; 

3) wenn derſelbe in dem bei dem vormaligen Berggerichte zu Kirchen ge⸗ 
führten Berggegenbuche oder Hüttenbuche als Ghenthümer des angemel⸗ 
deten Antheils bereits eingetragen war, oder den Nachweis der, ein ge— 
ſetzliches Erbfolgerecht begründenden Verwandtſchaft mit dem eingetragenen 
Eigenthümer führt. 

§. 27. 


In allen Fällen, der Beſitzer mag vor oder nach dem Inkrafttreten dieſes 
Geſetzes erworben haben, ſoll derſelbe als Eigenthümer eingetragen werden: 

1) wenn derſelbe das Bergwerks- oder Hütteneigenthum in einer Zwangs⸗ 
verſteigerung erſtanden, oder darüber ein Ausſchlußerkenntniß nach Vor⸗ 
ſchrift des $. 17. dieſes Geſetzes erwirkt hat; 

2) wenn derſelbe für ſich und ſeinen unmittelbaren Rechtsvorgänger einen, 
der Form und dem Inhalte nach gültigen und zwar bei Erwerbungen 
nach dem Inkrafttreten des Geſetzes vom 2. Februar 1864. bei dem 
Richter der belegenen Sache angemeldeten Titel nachweift; 

3) wenn derſelbe zwar nur für ſich einen ſolchen Titel (Nr. 2.) beibringt, 
zugleich aber durch eidesſtattlich abgegebene Verſicherungen von Zeugen, 
durch Atteſte öffentlicher Behörden oder durch beglaubigte oder unver: 
0 Privaturkunden glaubhaft macht, daß er und beziehungsweiſe 
ſein Vorbeſitzer ſich in den letzten fünf Jahren in der ungeſtörten Aus⸗ 

übung des Eigenthumsrechts befunden haben. 


b. 28. 


Kann das Eigenthum auf die vorſtehend bezeichnete Art ($$. 26. 27.) nicht 
nachgewieſen werden, der ſich meldende Beſitzer iſt aber 
1) von den mindeſtens zur Hälfte an dem Werke betheiligten Gewer- 
ken, oder 
2) von dem Repräſentanten des Bergwerks oder bei Hütten von dem Hüt⸗ 
tenſchulzen 
als Mitgewerke anerkannt, ſo ſoll die Eintragung für ihn auf Grund dieſes 
Anerkenntniſſes gegen die eidesſtattliche Verſicherung, daß ihm kein gleich oder 
beſſer Berechtigter zu dem in Anſpruch genommenen Antheil bekannt ſei, als 
Eigenthümer bewirkt werden. 
$. 29. 


rs 
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$. 29. 


Bei Anmeldung auf Grund des Erbrechts iſt, namentlich wenn der Erb⸗ 
laſſer in das bei dem Berggericht zu Kirchen geführte Berggegenbuch oder Hüt⸗ 
tenbuch eingetragen war, oder aus Gewährſcheinen der Bergbehörde ſich 1 
oder auf die im F. 28. bezeichnete Weiſe als früherer Mitgewerte anerkannt 
wird, und der Erbfall vor dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes ſtattgefunden hat, 
keine förmliche Erbbeſcheinigung erforderlich, ſondern es genügt der Nachweis 
der ein geſetzliches Erbfolgerecht begründenden Verwandtſchaft. 


$. 30. 


Widerſprüche gegen die Eintragung des ſolchergeſtalt ($$. 26. bis 29.) be⸗ 
rechtigten Beſitzers können die Eintragung ſelbſt nicht hindern, ſondern begrün- 
den nur, inſoweit fie beſcheinigt find, die Eintragung einer Vormerkung und 
unterliegen demnächſt der richterlichen Entſcheidung. 


$. 31. 


Antheile an einem Bergwerk oder an einer in F. 24. bezeichneten Hütte, 
auf welche Niemand einen begründeten Anſpruch macht, werden den ſämmtlichen 
Gewerken gleichmäßig zugeſchrieben. 


F. 32. 


Die nicht bereits von dem Grundbuchamte vorgeladenen Perſonen, welche 
vermeinen, daß ihnen an einem Grundſtück, Bergwerk oder einem Bergwerks⸗ 
antheil, an einer Hütte oder einem Hüttenantheil das Eigenthum zuſtehe, ſowie 
die Perſonen, welche vermeinen, daß ihnen an einem Grundſtück, Bergwerk oder 
Bergwerksantheil, an einer Hütte oder einem Hüttenantheil ein das Verfügungs⸗ 
recht des Eigenthümers beſchränkendes Recht oder ein dingliches Recht mit Aus⸗ 
nahme der Hypotheken und Grundgerechtigkeiten zuſtehe, haben ſolches innerhalb 
eines Jahres von dem Tage an, an welchem dieſes Geſetz in Kraft tritt, bei 
dem Grundbuchamte anzumelden. 


5. 33. 


Wer die ihm obliegende Anmeldung unterläßt, erleidet den Rechtsnachtheil, 
daß er ſein Recht gegen einen Dritten, welcher im redlichen Glauben an die 
Richtigkeit des Grundbuchs das Grundstück erworben hat, nicht geltend machen 
kann, und daß er fein Vorzugsrecht gegenüber denjenigen, deren Rechte inner: 
halb der Ausſchlußfriſt angemeldet und demnächſt auch eingetragen ſind, verliert. 


$. 34. 


Sobald dieſes Geſetz in Kraft getreten ift, find die . 32. 33. innerhalb 
der Ausſchlußfriſt von ſechs zu ſechs Wochen durch das Amtsblatt und einzelne 
im Bezirk des Juſtizſenats zu Ehrenbreitſtein erſcheinende Lokalblätter wörtlich 
mit Angabe des Tages, an welchem die Ausſchlußfriſt abläuft, durch den Juſtiz⸗ 
ſenat zu veröffentlichen. 

(Nr. 8139.) $. 35. 
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$. 35. 


Alle vor dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes entſtandenen und nach $. 32. 
gehörig angemeldeten, neu einzutragenden dinglichen Rechte gehen den erſt nach 
125 Inkrafttreten dieſes Geſetzes begründeten dinglichen Rechten und Hypothe⸗ 
en vor. 

Die Rangordnung der erſteren unter ſich und mit den bereits früher auf 
Grund des Geſetzes vom 2. Februar 1864. eingetragenen Hypotheken richtet ſich 
nach den zur Zeit ihrer Entſtehung gültig geweſenen Geſetzen. 


$. 36. 


Wenn die Richtigkeit der vorſchriftsmäßig angemeldeten dinglichen An- 
ſprüche durch öffentliche Urkunden oder Anerkennung des Beſitzers des belaſteten 
Grundſtücks nachgewieſen iſt, ſo erfolgt die Eintragung in das Grundbuch nach 
der Zeitfolge der Anmeldung mit dem ausdrücklichen Vorbehalte der näheren 
Beſtimmung der Rangordnung unter ſich und mit den früher eingetragenen 
Hypotheken. ? 

$. 37. 


Eine Vormerkung ift einzutragen, wenn 


1) die angemeldeten Anſprüche glaubhaft gemacht find, der Eigenthümer 
aber der Eintragung widerfpricht; 

2) der Eigenthümer die Identität des belaſteten Grundſtücks beſtreitet, die- 
ſelbe aber glaubhaft gemacht iſt. 


$. 38. 


Behauptet der Eigenthümer, daß ein angemeldetes Recht getilgt ſei, ohne 
dies urkundlich nachweiſen zu können, ſo iſt das Recht einzutragen, jualeich aber 
in der Spalte „Veränderungen“ die behauptete Tilgung, wenn ſie glaubhaft ge⸗ 
macht iſt, vorzumerken. 8. 30 


Die vor dem 1. Januar 1853. entſtandenen Pfand⸗ und Hypothekenrechte, 
welche in Folge des Aufgebots nach H. 12. des Geſetzes vom 2. Februar 1864. 
in das Hypothekenbuch 1 tagen find, ſowie die nach dieſem Zeitpunkt entſtan⸗ 
denen und in das Hypothekenbuch eingetragenen Pfand⸗ und Hypothekenrechte, 
1 von Amtswegen nach der Zeitfolge ihrer Eintragung in das Grundbuch 
übertragen. 
schrift ie Rangordnung derſelben unter ſich richtet ſich nach den bisherigen Vor- 

hriften. 
$. 40. 


Vor der rechtskräftigen Entſcheidung über angemeldete ſtreitige Eigenthums— 
anſprüche oder das Eigenthum beſchränkende Rechte darf das Blatt für das 
Grundſtück im Grundbuche nicht angelegt oder das Grundſtück nicht in den Ar- 
tikel des Eigenthümers aufgenommen werden. u 

„41. 
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F. 41. 


Bei allen die Anlegung des Grundbuchs und die Feſtſtellung der Be— 
laſtung der Grundſtücke betreffenden Verhandlungen genügt die Geena des 
Ehemannes, und es kann nach deſſen Erklärung die Eintragung erfolgen, wenn 
auch das Grund-, Bergwerks⸗ oder Hütteneigenkhum zum gemeinſchaftlichen Ver⸗ 
mögen der Eheleute oder zum eingebrachten Vermögen der Frau gehört. 

Wollen Verwandte in auf- oder abſteigender Linie, Schwiegereltern, Schwie⸗ 
gerkinder und Geſchwiſter einander vertreten, ſo iſt in dem vorgedachten Falle 
eine außergerichtliche, nur von dem Bürgermeiſter oder Ortsvorſteher beglaubigte 
Vollmacht des Vertretenen hinreichend. 


F. 42. 


Sobald das Grundbuchblatt oder der Artikel angelegt iſt, kann die Ver⸗ 
äußerung oder Belaſtung des Grundſtücks nur in den Formen erfolgen, welche 
das Geſetz über den Eigenthumserwerb vom 5. Mai 1872. und die Grundbuch⸗ 
ordnung vom 5. Mai 1872. vorſchreiben. 

§. 43. 


Die behufs Anlegung des Grundbuchs zur Ermittelung und Eintragung 
des bisher erworbenen Eigenthums, der Hypotheken und dinglichen Rechte er⸗ 
forderlichen Verhandlungen find ſtempel⸗ und koſtenfrei. 

$. 44. 
Dieſes Geſetz tritt mit dem 1. Oktober 1873. in Kraft. 
Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 


Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Berlin, den 30. Mai 1873. 
(L. S.) Wilhelm. 


Gr. v. Roon. Fürſt v. Bismarck. Gr. zu Eulenburg. Leonhardt. 
Camphauſen. Falk. v. Kameke. Gr. v. Königsmarck. Achenbach. 
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Titelblatt. 


Die in der Grafſchaft Sahn-Altenkirchen und dem Kreiſe Altenkirchen in der 
Gemeinde Brachbach gelegene Brachbacher Huͤtte. 


I. Beſchreibung des generellen Eigenthums. 


gufolge der Saynſchen Hüttenordnung vom 21. April 1742. beſitzt die Hüttengewerkſchaft an 
geſetzlich verliehener Hüttenbetriebszeit ..... Tage, den Tag zu 4 Stück gerechnet. 


II. Beſtandtheile und Zubehörſtücke in der Gemeinde Brachbach. 


Nummer der Flur Flur⸗ Nähere 


und Parzelle. Abtheilung. Bezeichnung. Flächeninhalt. Abſchreibungen. 
Sekt. Nr. Sella. Ar. [Qu. ⸗Met. 
A. 6. im Lettenkamp. uten nebſt den | 

darauf ſtehenden Hüt⸗ 


tengebäuden Nr. 20. 
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III. Dauernde Laſten, Beſchränkungen des Eigenthums oder des Verfügungsrechts, 
gerichtlich verſicherte Schulden und andere dingliche Laſten der ganzen Hütte. 


Jahrgang 1873. (Nr. 8139.) 5 


e 


— 298 — 
Erſte Abtheilung. 


Anzahl der 
Namen der Gewerke. |, | "S Dazu gehören: Erwerbsgrund, Preis oder Werth. 
8 S Nr. 


* 


Landwirth 
Klaus zu Brachbach. 


Kaufmann Wilhelm 


Rehfus zu Kirchen. 


Nr. 4. 5. 


Bergmann Johannes 


Kreutz zu Brachbach. 


Nr. 6., 7. 


Kaufmann Peter Müller 
zu Siegen. 
Nr. 6. 


Kaufmann Wilhelm 
Rehfus zu Kirchen. 


Kaufmann Peter Müller 
zu Siegen. 


Nr. 4. 


Bergmann Johannes 
Kreutz zu Brachbach. 


MWigand | 30 2 


100 


50 


13 


1. Ein Kohlſchoppen.] 1. 


Ui J. Nr. 10. 
2. Ein n 
Flur J. Nr. 11. 


1. Ein Kohlſchoppen. 


Flur I. Nr. 13 
2. Ein desgl. 
Flur J. Nr. 14. 
3. Ein Steinplatz. 
Flur I. Nr. 20. 
Nr. 4., 5. 


1. Ein Kohlſchoppen. 


Flur J. Nr. 15. 
2. Ein Steinplatz. 
Flur I. Nr. 16. 


Nr. 6, 7. 


Ein Kohlſchoppen. 
Flur I. Nr. 13. 


1. Ein Kohlſchoppen. 


Flur I. Nr. 14. 
2. Ein Steinplatz. 

Flur I. Nr. 20. 
Ein Steinplatz. 

Flur I. Nr. 16. 


Ein Kohlſchoppen. 
Flur J. Nr. 15. 


Laut gerichtlichen werte 
vom pp. iſt der Hüttenantheil 
vom Vorbeſitzer N. N. für 5000 
Thlr. nebſt dem Kohlſchoppen 
Flur I. Nr. 10. erworben. 

Der Steinplatz Flur J. Nr. 11. 
iſt durch notariellen Vertrag 
vom pp. von dem Landmann 
N. N. für 20 Thlr. erworben. 

Na a a Be 


Der Hüttenantheil ift nebſt Kohl⸗ 
ſchoppen und Steinplatz durch 
gerichtliche Auseinanderſetzun 
über den väterlichen Nachla 
vom pp. erworben. 

bi au er: 


Dieſer Antheil nebſt Kohlſchoppen 
und Steinplatz iſt durch Vertra 
vom pp. von N. N. für 200 
Thlr. übernommen. 

en Au 
„N. 


Dieſer Antheil nebſt Kohlſchoppen 
iſt durch Vertrag vom pp. von 
dem Kaufmann Wilhelm Reh⸗ 
fus für 10,000 Thlr. angekauft. 

a dk a U eee 


Uebertragen vor Nr. 2. als Reſt 


Dieſer Steinplatz iſt durch nota⸗ 
riellen Vertrag vom pp. von dem 
sub 3. eingetragenen Bergmann 
Johannes Kreutz angekauft. 

dan ri ig —＋—＋7»*ͤũ„·—õ 


Uebertragen von Nr. 3. als Reſt 


— 299 — 


Zweite Abtheilung. 


Nummer Betrag. | Dauernde Laſten und Ein-] Veränderungen. a 

23 ſchränkungen des Eigenthums Loͤſchungen. 
Es 38 Thlr. oder des Verfügungsrechts. Eintragung. Löſchung. Nr | 
Mark. Sgr.] Pf. | | . 


(Nr. 8139.) 


— . p 
Dritte Abtheilung. 
Löſchungen. 


| Nummer. [ Geer ag. 
= 2 5 Hypotheken. . 
A Thlr. 
Mark. Sgr.] Pf. 3 Nr. 
1 — —⏑40—— äü UCU 


ordial 


Fortlau 
fende 


Prim 


Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerei 
a (R. v. Decker). 


